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Themen 
  

Institutionelles 
t. 

Brexit: Vereinigtes Königreich aktiviert Art.50 EUV  

Am 29. März übermittelte Premierministerin Theresa May 

den Brief zum Austritt des Vereinigten Königreichs aus der 

EU. Der Brief wurde vom Ständigen Vertreter bei der EU, 

Botschafter Tim Barrow, unter Anwesenheit von Pressever-

tretern direkt an den Präsidenten des ER, Donald Tusk, 

übergeben. Hierin bekundet die britische Regierung for-

mal ihre Absicht, nach Art. 50 EUV aus der EU und         

EURATOM auszutreten.  

 
Botschafter Tim Barrow und der Präsident des ER, Donald Tusk 

In dem mehrseitigen Brief stellt Premierministerin May zu-

nächst den bislang erfolgten internen Prozess dar. Sie geht 

anschließend darauf ein, dass das Vereinigte Königreich 

auch in Zukunft eine „deep and special partnership“ mit 

der EU anstrebt, weshalb die Bedingungen für die künftige 

Zusammenarbeit nebenher zu denen des Austritts verhan-

delt werden sollten. In Bezug auf die Verhandlungen 

schlägt sie insgesamt sieben Prinzipien vor, wie die Ver-

handlungen laufen sollten:  

Neben der Erkenntnis, dass kein Rosinenpicken ange-

strebt sei und sich auch in Zukunft britische Unternehmen 

mit den Regeln arrangieren müssten, die in der EU gelten, 

gelte es zunächst Einigkeit darüber zu erzielen, wie die 

Rechte von EU-Bürgern im Vereinigten Königreich und 

Rechte von Bürgern des Vereinigten Königreichs in der EU 

künftig aussehen sollen. Die künftige Partnerschaft solle 

sowohl Elemente der wirtschaftlichen Kooperation wie 

auch im Sicherheitsbereich enthalten. Zwecks Stärkung 

der Planungssicherheit für Investoren, Unternehmen und 

Bürger wirbt die britische Regierung für Übergangsperio-

den, über die zügig Einigkeit erzielt werden sollte. Zudem 

betont sie das Erfordernis einer besonderen Beziehung zur 

künftigen EU-Außengrenze und zum Nachbarstaat Irland, 

damit die Grenzen zwischen beiden Staaten offen bleiben 

und der Friedensprozess in Nordirland aufrechterhalten 

werden könne. Plädiert wird auch für ein bislang noch nie 

dagewesenes, weitreichendes Freihandelsabkommen, 

das auch die für beide Wirtschaftsräume bedeutenden 

Sektoren wie Finanzdienstleistungen und Netzwerkindus-

trien enthält. Schließlich schlägt die britische Regierung 

vor, auch künftig eng zusammenzuarbeiten, um gemein-

sam die freien und demokratischen Werte Europas zu 

verteidigen und im Kampf gegen Sicherheitsbedrohungen 

zusammenzustehen. Ein Abkommen über die künftige 

Kooperation innerhalb von zwei Jahren zu verhandeln, sei 

zwar eine Herausforderung, aber notwendig.  

In der unmittelbar danach erfolgten Erklärung des ER 

bedauert der ER die Entscheidung des Vereinigten König-

reichs, weist aber auch darauf hin, dass man bereit für 

den Prozess sei, der nun folgen werde. So müsse der ER in 

einem ersten Schritt die Leitlinien für die Verhandlungen 

festlegen. Hierzu wird ein Sondergipfel der 27 Staats- und 

Regierungschefs am 29. April stattfinden. Anhand dieser 

vom ER angenommenen Leitlinien wird die KOM, unter 

dem Vorsitz von Michel Barnier, die Verhandlungen mit 

dem Vereinigten Königreich führen. Der ER betont, dass 

die Union hier als Einheit auftreten und ihre Interessen ver-

teidigen werde. Die Verhandlungen sollen sich zunächst 

auf die Bedingungen für einen geregelten Austritt fokussie-

ren und konstruktiv laufen. Man hoffe, das Vereinigte Kö-

nigreich auch in Zukunft als engen Partner behalten zu 

können. 

Chef-Unterhändler Michel Barnier betonte in einer Aus-

sprache im AdR bereits am 22. März und damit noch vor 

Eingang des Briefes die Wichtigkeit, dass die Verhandlun-

gen in transparenter Art und Weise erfolgen werden. Des 

Weiteren sei es wichtig, die eingegangen Pflichten, denen 

das Vereinigte Königreich im Rahmen der EU 28 zuge-

stimmt habe, auch künftig einzuhalten.  

EP-Präsident Antonio Tajani (EVP, ITA) machte in einem 

ersten Statement bereits deutlich, dass ein geregelter 

Austritt Voraussetzung für ein neues Abkommen der EU mit 

dem Vereinigten Königreich sei. Das EP plant darüber 

hinaus am Mittwoch, den 5. April, im Plenum eine Ent-

schließung anzunehmen, in dem die Bedingungen für eine 

Zustimmung zum Austrittsabkommen festgelegt werden. 

Hierin soll das Vereinigte Königreich daran erinnert wer-

den, dass es gegen das EU-Recht verstößt, Verhandlun-

gen über mögliche Handelsabkommen mit Drittländern zu 

beginnen, bevor es aus der EU ausgetreten ist. In Bezug 

auf mögliche Übergangsregelungen will das EP eine Be-

grenzung auf maximal drei Jahre fordern, bevor ein künf-

tiges Abkommen abgeschlossen wird.  

Es wird damit gerechnet, dass die Verhandlungen zwi-

schen der EU und dem Vereinigten Königreich nicht vor 

Mitte Mai beginnen werden. Ratsformationen mit Bezug 

zum Brexit werden darüber hinaus vertragsgemäß ohne 

Beteiligung des Vereinigten Königreichs stattfinden. CFư 

►Brief der britischen Regierung zum Brexit 

►Rede von Michel Barnier im AdR (EN) 

►PM des EP zur Brexit-Positionierung 

►Erklärung des ER zum Brexit 

Quelle: ER 

mailto:christoph.frank@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
https://www.gov.uk/government/publications/prime-ministers-letter-to-donald-tusk-triggering-article-50/prime-ministers-letter-to-donald-tusk-triggering-article-50
http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-17-723_en.htm
http://www.europarl.europa.eu/news/de/news-room/20170329IPR69014/brexit-abgeordnete-legen-bedingungen-f%C3%BCr-zustimmung-zum-austrittsabkommen-fest
http://www.consilium.europa.eu/press-releases-pdf/2017/3/47244656886_en.pdf
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60 Jahre Römische Verträge – Erklärung von 

Rom 

Anlässlich des 60-jährigen Jubiläums der Römischen Ver-

träge fand in Rom am 25. März ein Gipfel der verbleiben-

den 27 EU-Staats- und Regierungschefs statt. In einer ge-

meinsamen Erklärung der führenden Vertreter von 27 MS 

sowie des ER, des EP und der KOM wurde der erfolgreiche 

Aufbau einer einzigartigen Union mit gemeinsamen Institu-

tionen und starken Werten, einer Gemeinschaft des Frie-

dens, der Freiheit, der Demokratie, der Menschenrechte 

und der Rechtsstaatlichkeit sowie einer bedeutenden 

Wirtschaftsmacht mit einem beispiellosen Niveau von So-

zialschutz und Wohlfahrt betont. 

 

Angesichts nie vorher dagewesener Herausforderungen 

auf globaler und nationaler Ebene wie z. B. regionalen 

Konflikten, Terrorismus, wachsendem Migrationsdruck, 

Protektionismus sowie sozialen und wirtschaftlichen Un-

gleichgewichten soll weiterhin gemeinsam gehandelt 

werden, allerdings wenn nötig mit unterschiedlicher 

Gangart und Intensität. Die Union selbst soll ungeteilt und 

unteilbar bleiben. Die Unterzeichner wollen sich in den 

kommenden zehn Jahren für folgende konkrete Projekte 

einsetzen: 

□ Ein sicheres und geschütztes Europa, d. h. sichere Au-

ßengrenzen mit freier Bewegung von Bürgern innerhalb 

Europas, ein entschlossener Kampf gegen Terrorismus 

und organisierte Kriminalität und eine wirksame und 

nachhaltige Migrationspolitik; 

□ Ein wohlhabendes und nachhaltiges Europa, d. h. 

Wachstum und Schaffung von Arbeitsplätzen, Stärkung 

des Binnenmarkts, Vollendung der Wirtschafts- und 

Währungsunion sowie sichere Energie und saubere 

Umwelt; 

□ Ein soziales Europa, d. h. Förderung des wirtschaftlichen 

und sozialen Fortschritts auf der Grundlage nachhalti-

gen Wachstums, Gleichberechtigung von Mann und 

Frau, Förderung von Chancengleichheit, Kampf gegen 

Arbeitslosigkeit, Diskriminierung, soziale Ausgrenzung 

und Armut sowie Bewahrung des kulturellen Erbes und 

Förderung der kulturellen Vielfalt; 

□ Ein stärkeres Europa in der Welt, d. h. Weiterentwicklung 

bestehender und Aufbau neuer Partnerschaften, Über-

nahme von mehr Verantwortung und Schaffung einer 

stärker integrierten Verteidigungsindustrie, Stärkung der 

gemeinsamen Sicherheit und Verteidigung, Förderung 

des fairen und freien Handels sowie einer positiven 

weltweiten Klimapolitik.  

Die Erklärung von Rom endet damit, dass die Agenda nun 

so umzusetzen ist, dass sie Realität von morgen wird. Euro-

pa sei die gemeinsame Zukunft aller Beteiligten.  

Bereits während des ER am 9./ 10. März wurde trotz der 

Opposition der polnischen Regierung der ehemalige pol-

nische Ministerpräsident und seit 2014 amtierende Präsi-

dent des ER, Donald Tusk, in seinem Amt für weitere zwei-

einhalb Jahre bestätigt.  CF▐ 

►Erklärung von Rom 

KOM legt Weißbuch zur Zukunft der EU vor 

Die KOM hat am 1. März ihr Weißbuch zur Zukunft der EU 

vorgelegt. Ziel der KOM ist es, einen Diskussionsprozess 

darüber anzustoßen, welchen Weg die EU künftig ein-

schlagen soll. Vor dem Hintergrund von Brexit, des man-

gelnden Konsenses innerhalb der MS in der Migrationsfra-

ge sowie zunehmender Forderungen aus einigen MS nach 

einem Rückbau von EU-Kompetenzen werden in dem 

Weißbuch deshalb insgesamt fünf verschiedene Szenarien 

aufgestellt, wie bzw. wohin sich die EU bis zum Jahr 2025 

entwickeln könnte: 

□ Im Szenario eins unter dem Stichwort „Weiter wie bisher“ 

wird von einer weiteren Umsetzung und Aktualisierung 

der Reformagenda von 2014 ausgegangen, d. h. die 

zehn Prioritäten der Juncker-KOM und die von den MS 

im Jahr 2016 angenommenen Erklärung von Bratislava 

im Nachgang zum Brexit-Votum. Damit läge der 

Schwerpunkt weiterhin auf Beschäftigung, Wachstum 

und Investitionen, Stärkung des Binnenmarkts und zu-

nehmenden Investitionen in digitaler, Verkehrs- und 

Energieinfrastruktur.  

□ Im Szenario zwei unter dem Titel „Schwerpunkt Binnen-

markt“ wird von einer Konzentration auf zentrale Aspek-

te des Binnenmarkts ausgegangen, wenn sich die MS in 

vielen Bereichen, wie z. B. Migration, Sicherheit oder 

Verteidigung, nicht auf eine engere Zusammenarbeit 

einigen können. Der Schwerpunkt künftiger Aktivitäten 

auf EU-Ebene läge dann auf Deregulierung, verbunden 

mit dem Risiko eines „Wettbewerbs nach unten“. In 

globalen Fragen wie Klimawandel, internationalem 

Handel und Kampf gegen Steuerhinterziehung wäre die 

EU nicht länger als Ganzes vertreten.  

□ Im Szenario drei unter der Überschrift „Wer mehr will, tut 

mehr“ wird davon ausgegangen, dass sich mehrere 

Koalitionen der Willigen formieren, um in bestimmten 

Politikfeldern, wie z. B. Verteidigung, Steuern, Innere Si-

cherheit oder Soziales, voranzugehen und eine viel en-

gere Zusammenarbeit zu beschließen, während die 

EU27 insgesamt weitermachen soll wie bisher. Vorbild 

für dieses Modell wäre der Schengen-Raum oder die 

Eurozone. Jeder MS hätte die Möglichkeit, sich zu einem 

späteren Zeitpunkt an solch einer Kooperation zu betei-

ligen. Die 27 MS würden weitere Fortschritte bei der 

Stärkung des Binnenmarkts und seiner vier Freiheiten er-

zielen. Die Beziehungen zu Drittstaaten erfolgten wei-

terhin auf EU-Ebene. 

Quelle: ER 

mailto:christoph.frank@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.consilium.europa.eu/press-releases-pdf/2017/3/47244656633_de.pdf
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□ Im Szenario vier unter dem Titel „Weniger, aber effizien-

ter“ wird die Möglichkeit aufgezeigt, die Ressourcen auf 

eine reduzierte Anzahl von Bereichen zu konzentrieren 

und in diesen Prioritätsbereichen rascher und entschie-

dener zu agieren, verbunden mit unmittelbaren Umset-

zungs- und Durchsetzungsrechten wie z. B. im Bereich 

der EU-Bankenaufsicht. Im Zentrum ständen Aktivitäten 
im Bereich Innovation, Handel, Sicherheit, Migration, 

Grenzmanagement und Verteidigung. In anderen Be-

reichen wäre die EU27 nicht mehr bzw. in geringerem 

Umfang tätig, wie z. B. Regionalentwicklung, öffentliche 

Gesundheit oder auch Beihilfenkontrolle. 

□ Im Szenario fünf unter dem Motto „Viel mehr gemein-

sames Handeln“ wird schließlich davon ausgegangen, 

dass alle MS auf allen Gebieten enger zusammenarbei-

ten würden. Dies würde im Einvernehmen aller 27 MS 

geschehen und unter der Einsicht, dass in der beste-

henden Form weder die EU27 noch die einzelnen MS al-

lein ausreichend für die Herausforderungen der Zukunft 

gerüstet sind.  

 

Die KOM hat angekündigt, das Weißbuch in den kom-

menden Monaten über weitere Diskussionspapiere, u. a. 

zur Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion, zur 

Zukunft der EU-Finanzen oder der Weiterentwicklung der 

sozialen Dimension, ergänzen zu wollen. Darüber hinaus 

beabsichtigt die KOM, gemeinsam mit dem EP in den 

kommenden Monaten mehrere Diskussionsrunden über 

die Zukunft Europas durchzuführen.  CF▐ 

►PM der KOM IP/17/385 

►KOM-Themenseite zum Weißbuch 

Beschäftigung und Soziales 
 

EuGH: Zur Zulässigkeit eines Kopftuchverbots 

Der EuGH hat am 14. März in den Vorabentscheidungsver-

fahren C-157/15 und C-188/15 entschieden, dass ein Un-

ternehmen unter bestimmten Voraussetzungen seinen 

Arbeitnehmern das Tragen eines islamischen Kopftuches 

verbieten darf. 

In dem Vorabentscheidungsverfahren zugrunde lie-

genden Rechtsstreit in der Rechtssache C-157/15 verklagt 

Frau Achbita ihren früheren Arbeitgeber, einen Bewa-

chungs- und Sicherheitsdienst, vor dem Kassationshof in 

Belgien auf Schadensersatz. Dieser hatte sie als Rezeptio-

nistin entlassen, nachdem sie erklärt hatte, aus religiösen 

Gründen nur noch mit Kopftuch zur Arbeit erscheinen zu 

wollen. Das Unternehmen hat eine allgemeine betriebli-

che Regelung, wonach es den Arbeitnehmern verboten 

ist, am Arbeitsplatz sichtbare Zeichen ihrer politischen, 

philosophischen oder religiösen Überzeugungen zu tragen 

und/ oder jeden Ritus, der sich daraus ergibt, zum Aus-

druck zu bringen. Nachdem die beiden Vorinstanzen die 

Klage jeweils abgewiesen hatten, hat der belgische Kas-

sationshof dem EuGH die Frage vorgelegt, ob ein derarti-

ges Verbot eine unmittelbare Diskriminierung wegen der 

Religion oder Weltanschauung im Sinne der RL zur Verwirk-

lichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 

darstellt. 

 

Der EuGH verneint das Vorliegen einer unmittelbaren Dis-

kriminierung. Die unternehmensinterne Regelung statuiere 

keine unmittelbar auf der Religion oder der Weltanschau-

ung beruhende Ungleichbehandlung. Eine derartige Re-

gelung könne jedoch eine mittelbare Diskriminierung be-

gründen, wenn die dem Anschein nach neutrale Rege-

lung dazu führe, dass Personen mit einer bestimmten Reli-

gion oder Weltanschauung in besonderer Weise benach-

teiligt würden. Eine mittelbare Diskriminierung sei zu ver-

neinen, wenn die Ungleichbehandlung durch ein recht-

mäßiges Ziel gerechtfertigt sei und die Mittel zur Erreichung 

dieses Ziels angemessen und erforderlich seien. Dies müsse 

das vorlegende Gericht klären. Zur Abwägung der Religi-

onsfreiheit und der unternehmerischen Freiheit gibt der 

EuGH folgende Hinweise:  

□ Der Wille des Arbeitgebers, im Verhältnis zu Kunden 

eine Politik der politischen, philosophischen oder religiö-

sen Neutralität zu verfolgen, sei ein legitimes Ziel.  

□ Ein Verbot, Zeichen politischer, philosophischer oder 

religiöser Überzeugungen sichtbar zu tragen, sei zur 

Gewährleistung der ordnungsgemäßen Verfolgung ei-

ner Politik der Neutralität durch den Arbeitgeber im 

Verhältnis zu seinen Kunden geeignet, wenn das Verbot 

tatsächlich kohärent und systematisch angewandt 

werde. 

□ Das Verbot sei erforderlich, wenn es sich ausschließlich 

an die mit Kunden in Kontakt tretenden Arbeitnehmer 

wende. 

□ Eine Entlassung sei nur dann erforderlich, wenn ein Ar-

beitsplatz ohne Kundenkontakt nicht zur Verfügung ste-

he. 

Quelle: KOM 

Quelle: Wikipedia 

mailto:christoph.frank@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-385_de.htm
https://ec.europa.eu/commission/white-paper-future-europe-way-ahead_de
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In der Rechtssache C-188/15 hat der EuGH auf eine Vor-

lagefrage des französischen Kassationsgerichts hin weiter 

konkretisiert, wann ein Kopftuchverbot nicht zulässig ist: 

Allein der Wille eines Arbeitgebers, dem Wunsch eines 

Kunden zu entsprechen, die Leistungen nicht mehr von 

einer Arbeitnehmerin erbringen zu lassen, die ein islami-

sches Kopftuch trage, sei nicht ausreichend, um eine Dis-

kriminierung zu verneinen. Es müsse vom Arbeitgeber stets 

eine auf einer unternehmensinternen Regel basierende 

Politik der Neutralität verfolgt werden.  SH▐ 

►PM des EuGH 30/17 

►Urteil des EuGH Rs. C-157/15 

 ►Urteil des EuGH Rs. C-188/15 

EPSCO zum Gemeinsamen Beschäftigungsbe-

richt  

Der EPSCO hat auf seiner Tagung am 3. März Schlussfolge-

rungen zum Gemeinsamen Beschäftigungsbericht der 

KOM vom November 2016 angenommen. Demnach sieht 

er u. a. folgende Schwerpunkte für die künftige Beschäfti-

gungs- und Sozialpolitik:  

□ die Förderung der Schaffung von hochwertigen Ar-

beitsplätzen, die Beseitigung von Hindernissen für eine 

Teilhabe am Arbeitsmarkt, die Verringerung der Ar-

beitsmarktsegmentierung sowie den Abbau der Armut 

trotz Erwerbstätigkeit;  

□ die Verstärkung der Anstrengungen zur Bekämpfung 

der Jugendarbeitslosigkeit im Rahmen der EU-Jugend-

garantie und der Beschäftigungsinitiative; 

□ die wirksame Umsetzung der Empfehlung des Rates zur 

Wiedereingliederung Langzeitarbeitsloser in den Ar-

beitsmarkt; 

□ die Verbesserung der Chancen von Frauen auf dem 

Arbeitsmarkt durch Maßnahmen zur besseren Verein-

barkeit von Familie und Beruf für Frauen und Männern; 

□ die Verringerung des geschlechtsspezifischen Lohn- und 

Rentengefälles sowie der geschlechtsspezifischen Un-

terschiede bei Armut und sozialer Ausgrenzung; 

□ die Erhöhung der Kompetenzen und Qualifikationen 

von jungen und älteren Menschen;  

□ die Förderung nachhaltiger und angemessener Sozial-

schutzsysteme auf der Basis von Sozialinvestitionen und 

aktiver sozialer Inklusion. 

Die MS sind aufgerufen, entsprechende Maßnahmen zu 

ergreifen. Noch im April will die KOM darüber hinaus ein 

Paket legislativer und nicht-legislativer Maßnahmen zur 

Förderung einer besseren Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf vorlegen.  SH▐ 

►EPSCO-Schlussfolgerungen 

Keine Überarbeitung der Arbeitszeit-RL 

Die KOM hat am 28. Februar ihren Fahrplan zur Arbeitszeit-

RL vorgelegt, demnach besteht ihrer Auffassung nach 

gegenwärtig kein Revisionsbedarf. Die bestehenden Re-

gelungen besäßen nach wie vor Relevanz.  

Gleichwohl bestünden jedoch erhebliche Unsicherhei-

ten im Hinblick auf die inhaltliche Auslegung der Regelun-

gen und ihre Anwendung und Durchsetzung. Dies betreffe 

u. a. den persönlichen Anwendungsbereich, die Definition 

der Arbeits-/ Bereitschaftszeit, den Zeitpunkt der Aus-

gleichsruhezeiten und den bezahlten Jahresurlaub.  

Die KOM beabsichtigt daher die Veröffentlichung von 

Leitlinien, in denen u. a. die Rechtsprechung des EuGH seit 

2000 zusammengefasst wird. Zudem plant sie, einen Be-

richt über die Umsetzung der RL in den einzelnen MS vorzu-

legen. Dies soll Ende April erfolgen.  SH▐ 

►Fahrplan (EN) 

Registrierung für Europäisches Solidaritätskorps  

 

Seit dem 8. März können akkreditierte Organisationen auf 

die Datenbank des Europäischen Solidaritätskorps (ESK) 

zugreifen, um nach geeigneten Kandidaten für ihre Aktivi-

täten zu suchen. Spätestens im Frühjahr sollen die ersten 

Angebote für interessierte Kandidaten zur Verfügung ste-

hen. 

In seinen Schlussfolgerungen vom 17. Februar hat der 

Rat die KOM aufgefordert, auf eine Konkretisierung des 

ESK hinzuwirken. So soll die KOM noch im ersten Halbjahr  

□ einen faktenbasierten Gesetzgebungsvorschlag vorle-

gen, der sich sowohl auf die Freiwilligentätigkeit als 

auch die Möglichkeiten einer Beschäftigung erstreckt, 

mit dem die Kostenwirksamkeit gewährleistet werden 

soll,  

□ einen klaren Rahmen darlegen, insb. im Hinblick darauf, 

wie das ESK finanziert, umgesetzt und bewertet werden 

soll, sowie 

□ gewährleisten, dass im Rahmen des ESK auch hochwer-

tige Stellen und Projekte mit einer ausgeprägten 

Lerndimension zur Verfügung stehen und ungewünsch-

te Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt vermieden wer-

den.  

Die KOM beabsichtigt, einen entsprechenden Gesetzge-

bungsvorschlag zum ESK Ende Mai vorzulegen. SH▐ 

►PM der KOM IP/17/469 

►Schlussfolgerungen des Rates 

Finanzen 
 

Europäisches Semester 2017 

Am 22. Februar legte die KOM im Rahmen des Europäi-

schen Semesters ihre Mitteilung zur Bewertung der Fort-

schritte bei Strukturreformen sowie zur Vermeidung und 

Korrektur übermäßiger Ungleichgewichte zuzüglich der 

Länderberichte vor. Hierbei handelt es sich um die jährli-

che Analyse der wirtschaftlichen und sozialen Lage in der 

EU sowie ihrer MS.  

Quelle: KOM 

mailto:saskia.hoermann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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mailto:saskia.hoermann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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So stellt die KOM zunächst fest, dass Europas wirtschaftli-

che Erholung von der Krise stabil verläuft und positiv zum 

Arbeitsmarkt beiträgt. Zudem würden die MS allgemein 

einige Fortschritte bei der Umsetzung der länderspezifi-

schen Empfehlungen machen. Insb. im Finanzsektor und in 

der Arbeitsmarktpolitik seien Fortschritte zu verzeichnen, 

selbiges gelte für die Konsolidierung der öffentlichen Fi-

nanzen. Ein gemischteres Bild ergebe sich bei der Verbes-

serung der Rahmenbedingungen für Unternehmen und 

Investitionsförderung, die geringsten Fortschritte seien im 

Bereich der Liberalisierung der Waren- und Dienstleis-

tungsmärkte zu verzeichnen.  

Insgesamt hätten die MS auch Fortschritte bei der Re-

duzierung makroökonomischer Ungleichgewichte erzielt, 

EU-weit aber eher im Bereich der Leistungsbilanzdefizite als 

im Bereich der Überschüsse, welche im vergangenen Jahr 

noch zugenommen haben. Positiv wertet die KOM, dass 

auch der Schuldenabbau nicht nur im öffentlichen, son-

dern auch Privatsektor vorankomme. Kritisch merkt die 

KOM an, dass der Binnenmarkt für öffentliche Aufträge 

noch immer nicht ausreichend funktioniere, weshalb eine 

weitere Öffnung gut wäre, um Wachstum und Effizienz zu 

fördern.  

Im Länderbericht zu Deutschland kommt die KOM im 

Rahmen der Überprüfung makroökonomischer Ungleich-

gewichte zum Ergebnis, dass Deutschland nach wie vor 

über ein Ungleichgewicht verfüge, jedoch kein übermäßi-

ges. Gleichwohl habe Deutschland im vergangenen Jahr, 

wie auch schon in den Vorjahren, nur begrenzte Fortschrit-

te bei der Umsetzung der länderspezifischen Empfehlun-

gen erzielt.  

Wie in den Vorjahren wird erneut der hohe deutsche 

Leistungsbilanzüberschuss, der in den Jahren 2015/2016 

erneut anstieg, kritisiert. Auch geht die KOM davon aus, 

dass er auf sehr hohem Niveau bleiben dürfte. Sie erkennt 

allerdings an, dass die jüngste Ausweitung v. a. auf Über-

schüsse gegenüber Nicht-Eurostaaten zurückzuführen sei. 

Moniert werden darüber hinaus u. a. die noch immer 

unzureichenden öffentlichen Investitionen, weitere not-

wendige Reformen des Dienstleistungssektors und ein 

komplexes Besteuerungssystem.  

Beim ECOFIN am 21. März stand das Paket der KOM be-

reits auf der Tagesordnung. Die Minister kamen dabei zum 

Ergebnis, dass die Umsetzung der länderspezifischen Emp-

fehlungen in vielen MS deutlich verbessert werden könnte. 

Die MS werden nun im April ihre nationalen Reform- und 

Stabilitätsprogramme der KOM vorlegen. Nach einge-

hender Prüfung wird die KOM dann ihre Empfehlungen für 

das laufende Jahr vorlegen. Spätestens im Juli wird der 

ECOFIN die neuen länderspezifischen Empfehlungen auch 

förmlich annehmen.  CF▐ 

►PM der KOM IP/17/308 

►ECOFIN vom 21. März 

KOM-Aktionsplan: Finanzdienstleistungen für 

Verbraucher 

Die KOM legte am 23. März ihren „Aktionsplan Finanz-

dienstleistungen für Verbraucher – bessere Produkte, mehr 

Auswahl“ vor. Ziel dieser KOM-Mitteilung ist es, den Wett-

bewerb und die Auswahl von Finanzdienstleistungen zu 

verbessern, damit Verbraucher von besserer Qualität und 

niedrigeren Preisen profitieren können, und zwar unab-

hängig davon, ob sie Finanzprodukte und -dienst-

leistungen wie Bankkonten, Kfz-Versicherungen und Geld-

transfers im Inland oder Ausland in Anspruch nehmen.  

 

Die KOM moniert insb., dass nur 7 % der Verbraucher Fi-

nanzdienstleistungen aus einem anderen MS nutzen. Zu-

dem sollten auch die Anbieter in der Lage sein, die Vortei-

le des Binnenmarkts auszunutzen und ihre Produkte überall 

anbieten zu können.  

Im Aktionsplan nennt die KOM drei Bereiche, in denen 

weitere Arbeiten notwendig sind, um einen echten Bin-

nenmarkt für Finanzdienstleistungen zu schaffen:  

□ Stärkung des Vertrauens und der Stellung von Verbrau-

chern, beispielsweise durch Reduzierung der Gebühren 

für grenzüberschreitende Zahlungen, leichteren Wech-

sel zu attraktiveren Produkten, leichtere grenzüber-

schreitende Übertragbarkeit von Schadensfreiheitsra-

batten bei der Kfz-Versicherung, weitere Stärkung der 

Transparenz bei Autovermietungen, leichteren Zugang 

zu grenzüberschreitenden Krediten bei gleichzeitiger 

Aufrechterhaltung von hohen Verbraucherschutzstan-

dards; 

□ Abbau rechtlicher und regulatorischer Hindernisse, bei-

spielsweise durch Prüfung nationaler Verbraucher-

schutzniveaus dahingehend, ob sie ungerechtfertigte 

Barrieren für grenzüberschreitende Geschäfte sind, so-

wie die Einführung gemeinsamer Standards zur Messung 

der Kreditwürdigkeit von Verbrauchern, damit ein leich-

terer grenzüberschreitender Austausch von Daten der 

Kreditwürdigkeit stattfinden kann; 

□ Unterstützung der Entwicklung innovativer digitaler 

Dienstleistungen. Hier plant sie, die Nutzung elektroni-

scher Identifizierung grenzüberschreitend zu erleichtern. 

Die KOM will prüfen, inwiefern beim Fernabsatz etwai-

gen Verbraucherrisiken entgegengewirkt werden kann. 

Darüber hinaus wurde zeitgleich mit dem Aktionsplan eine 

bis zum 15. Juni laufende Konsultation zu FinTechs eröffnet, 

die ausloten soll, welche Maßnahmen nötig sind, um Fin-

Techs zu unterstützen und den technologiegetriebenen 

digitalen Binnenmarkt für Finanzdienstleistungen voranzu-

treiben.  CF▐ 

►PM der KOM IP/17/609  

►KOM-Konsultation zu FinTechs 

Quelle: KOM 
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Wirtschaftspolitik 
 

Webportal für bessere Rechtsetzung 

Transparenz und bessere Rechtssetzung, verbunden mit 

einer Konzentration auf das Wesentliche, sind wichtige 

Ziele der KOM unter Präsident Juncker. Seit dem 1. März 

steht daher unter der Überschrift „Beitrag zur Rechtset-

zung“ Bürgern, Unternehmen und Interessenvertretern eine 

neue Website zur Verfügung, um Rückmeldungen und 

Verbesserungsvorschläge zur EU-Gesetzgebung quasi 

„von der Wiege bis zur Bahre“ einzubringen: 

□ Rückmeldung zu Fahrplänen und Folgenabschätzun-

gen in der Anfangsphase; 

□ Teilnahme an öffentlichen Konsultationen vor Fertigstel-

lung eines KOM-Vorschlags über eine umgestaltete Ver-

sion der Website „Your Voice in Europe“; 

□ An EP und Rat weitergeleitete Rückmeldungen zu Legis-

lativvorschlägen der KOM;  

□ Teilnahme an öffentlichen Konsultationen zu Evaluie-

rungen und Fitness-Checks bestehender Rechtsvor-

schriften; 

□ Anmerkungen zu Vorschlägen der KOM für Durchfüh-

rungsrechtsakte und delegierte Rechtsakte; 

□ Rückmeldungen zu anderen Dokumenten, wie z. B. 

Grünbüchern. 

Verbesserungsvorschläge zu bestehenden Rechtsvorschrif-

ten mit Prüfung durch die REFIT-Plattform (→HansEUmschau 

1+2/2016) sind weiterhin über die Seite zum Bürokratieab-

bau möglich. 

Bei jeder Rückmeldung kann ausgewählt werden, ob 

der Beitrag zusammen mit den personenbezogenen An-

gaben bzw. den Angaben zur Organisation oder anonym 

veröffentlicht werden soll. Voraussetzung für die Teilnahme 

in allen Rubriken ist eine einmalige Registrierung sowie für 

Vertreter einer Organisation und für Freiberufler die vorhe-

rige Eintragung in Transparenzregister der EU.  AB▐ 

►Website der KOM „Beitrag zur Rechtsetzung“ 

►Website der KOM zum Bürokratieabbau 

Umweltpolitik  
 

Revision des Emissionshandelssystems 

Das EU-Emissionshandelssystem (EHS) wurde 2005 im Rah-

men der europäischen Klimapolitik als ein Instrument ein-

geführt, um das Gesamtvolumen von Treibhausgasen in 

der Industrie zu vermindern. Es beruht auf den Prinzipien 

„Obergrenze und Handel“. So wurde eine Obergrenze 

festgelegt, die sich im Laufe der Zeit reduziert. Der Handel 

durch verauktionierte Zertifikate soll die nötige Flexibilität 

ermöglichen, um Emissionen dauerhaft zu verringern.  

Das EHS wurde unter der Voraussetzung geschaffen, 

dass sich die verfügbaren Zertifikate im Markt verknappen, 

sodass ein Wettbewerb um verfügbare Zertifikate entsteht 

und dies den Preis nach oben treibt. Die KOM ging von 

einem Preis von 30 € pro Tonne aus, damit das EHS funkti-

oniert. Der tatsächliche Preis schwankt jedoch zwischen 5-

7 € pro Tonne. Die KOM geht von einem Überschuss von 

2,1 Mrd. Kohlenstoffdioxid–Zertifikaten aus. Somit ist es 

notwendig, an dem Instrument nachträglich Veränderun-

gen vorzunehmen, um die Wirksamkeit sicherzustellen. Im 

Umweltrat vom 28. Februar wurde unter maltesischem 

Vorsitz eine allgemeine Ausrichtung der MS erreicht. Be-

sonders strittige Punkte waren die Verringerung der Zertifi-

katsmengen ab 2021 und die Ausgestaltung der Markt-

stabilitätsreserve (MSR). Der Rat stimmte dafür, die MSR ab 

2024 nach oben hin zu begrenzen. Alle Zertifikate ober-

halb dieses Schwellenwerts werden dauerhaft gelöscht. 

Dies ist insofern relevant, als sich das EP für die feste Lö-

schung von jährlich 800 Mio. Zertifikaten ausgesprochen 

hat und der Rat eine flexible Größe vorschlägt, die u. U. 

die Löschung von mehr als 1 Mrd. Zertifikate zur Folge ha-

ben kann. Ferner soll der Versteigerungsanteil von 57 % auf 

55 % herabgesetzt, der Anteil der kostenlosen Zertifikate 

respektive von 43 % auf 45 % erhöht werden.  

Das Erzielen einer allgemeinen Ausrichtung des Rats 

kann zwar als Erfolg gewertet werden, allerdings erfolgten 

Abstimmungen in der EU-Umweltpolitik bislang stets ein-

stimmig. Diesmal stimmten nur 19 MS für den während der 

Sitzung vorgelegten Kompromissvorschlag der maltesi-

schen Ratspräsidentschaft. Besonders Polen bestand auf 

der Autonomie, wonach es jedem MS freistehen muss, 

seinen Energiemix bestimmen zu können. Polen sieht die-

ses Recht indirekt beschnitten durch umwelt– und klima-

politische Maßnahmen, wie etwa dem EU–EHS.   TH▐ 

►Allgemeine Ausrichtung des Rats zum EHS 

►PM des EP 

Kreislaufwirtschaft 

Auf dem Weg zur Kreislaufwirtschaft hat das EP am 

14. März seine Verhandlungsposition gegenüber Rat und 

KOM festgelegt. Abgestimmt wurde über vier RL-Entwürfe 

mit Bezug zu Abfall, Abfalldeponien, Verpackungen und 

Verpackungsabfällen, Fahrzeugen, Batterien und Elektro-

geräten.  

 

Das EP legt einen Fokus hierbei insb. auf Siedlungsabfälle 

und Deponierung. Bis 2030 sollen 70 % der Siedlungsabfälle 

recycelt oder zur Wiedernutzung aufbereitet werden. Die 

KOM hatte hier ein 65 %-Ziel vorgeschlagen. Deponie-

rungsabfälle sollen bis 2030 auf 5 % reduziert werden. Für 

MS, die mehr als 65 % ihres Abfalls auf Deponien verbrin-

Quelle: KOM 
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gen, soll es die Option auf eine fünfjährige Verlängerung 

geben. Dies betrifft vor allem Zypern, Malta, Griechenland 

und Kroatien.  

Für Verpackungsmaterialien wie Papier, Pappe, Glas, 

Metall und Holz soll eine Recyclingquote von 80 % bis 2030 

erreicht werden – mit materialspezifischen Zwischenzielen 

bis 2025.  

 

Eine unverbindliche Forderung bezieht sich auf Lebensmit-

telverschwendung in der EU. Diese wird von der KOM auf 

88 Mio. Tonnen jährlich geschätzt. Umgerechnet sind das 

180 kg pro Kopf. Die Abgeordneten fordern eine Reduzie-

rung um 30 % bis 2025 und 50 % bis 2030, ausgehend von 

2014. Zu diesem Themenfeld hatte der Europäische Rech-

nungshof im Januar einen Sonderbericht veröffentlicht. Als 

problematisch wird u. a. erachtet, dass es auf EU-Ebene 

keine Definition von Lebensmittelverschwendung gibt und 

demzufolge auch keine konkreten Zahlen, sondern ledig-

lich Schätzungen.  

Um die Verhandlungen zwischen Rat und EP starten zu 

können, muss nun der Rat seine Position festlegen. Dies ist 

derzeit aber noch nicht abzusehen, da zwischen den MS 

sehr unterschiedliche Positionen zu dem Dossier bestehen, 

und auch, weil die MS in ihrer Betroffenheit stark vonei-

nander abweichen: Während Deutschland 0 % seines 

Siedlungsabfalls auf Deponien lagert, liegt der Anteil EU-

weit bei 28 % und wie oben angemerkt bei einigem MS 

bei rund 80 %.  TH▐ 

►PM des EP 

►Sonderbericht des Europäischen Rechnungshofs  

 Justiz und Inneres 
 

RL zu Terrorismusbekämpfung angenommen 

Der Rat hat am 7. März die RL zur Terrorismusbekämpfung 

formell angenommen. Das EP-Plenum hatte das Trilog-

ergebnis bereits am 16. Februar bestätigt (498/114/29).  

Mit dem RL-Vorschlag werden die geltenden Rechts-

vorschriften über die Verfolgung von Straftaten mit terroris-

tischem Hintergrund so überarbeitet, dass das Phänomen 

der ausländischen Kämpfer besser bekämpft werden 

kann. Der Kompromisstext beinhaltet u. a. Straftatbestän-

de für Handlungen, die sich auf terroristische Aktivitäten 

beziehen. Hierzu gehören Auslandsreisen zu terroristischen 

Zwecken, die Organisation und Erleichterung solcher Rei-

sen sowie die Teilnahme an einer Ausbildung für terroristi-

sche Zwecke. Auch die Bereitstellung oder Sammlung von 

Finanzmitteln mit der Absicht oder in der Kenntnis, dass sie 

zur Begehung terroristischer Straftaten oder Straftaten im 

Zusammenhang mit terroristischen Vereinigungen oder 

terroristischen Aktivitäten verwendet werden, wird unter 

Strafe gestellt. Daneben enthält die zukünftige RL ergän-

zende Regelungen zur RL über die Opferrechte. Die Me-

chanismen für die Aktivierung der Notdienste unmittelbar 

nach einem terroristischen Angriff werden verstärkt. 

Das Vereinigte Königreich, Irland und Dänemark sind 

aufgrund ihrer über Protokoll festgehaltenen Sonderrechte 

durch die RL nicht gebunden. Nach Inkrafttreten der RL 

haben die MS 18 Monate Zeit für die Umsetzung in inner-

staatliches Recht. SH▐ 

►PM des Rates 105/17 

►PM des EP 

►Angenommener Kompromisstext 

Geänderter Schengener Grenzkodex 

Am 7. März nahm der Rat den mit EP und KOM in Trilog-

verhandlungen erzielten Kompromisstext zur Änderung des 

Schengener Grenzkodex formell an, nachdem zuvor das 

EP-Plenum EP diesen in erster Lesung (469/120/42) am 

16. Februar bereits angenommen hatte.  

Die Neuregelung sieht u. a. vor, dass die MS künftig alle 

Personen, d. h. auch Unionsbürger, die die Außengrenzen 

des Schengen-Raums bei der Ein- oder Ausreise über-

schreiten, systematisch kontrollieren und ihre Daten mit 

bestimmten Datenbanken abgleichen kann. Es soll damit 

gewährleistet werden, dass diese Personen keine Bedro-

hung der inneren Sicherheit oder öffentlichen Ordnung 

darstellen. Sofern systematische Kontrollen unverhältnis-

mäßige Auswirkungen auf den Verkehrsfluss an den Gren-

zen hätten, sollen die MS ermächtigt sein, die Kontrollen 

auf eine gezielte Abfrage von Datenbanken zu begren-

zen. Dies jedoch nur, sofern auf der Grundlage einer Risi-

kobewertung gewährleistet ist, dass dies nicht zur Gefähr-

dung der inneren Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, 

der internationalen Beziehungen der MS oder der öffentli-

chen Gesundheit führt. In Bezug auf die Luftgrenzen dür-

fen die MS von dieser Möglichkeit nur für eine Übergangs-

frist Gebrauch machen.  

Die VO wird 20 Tage nach ihrer Veröffentlichung im 

Amtsblatt der EU in Kraft treten. Irland, das Vereinigte Kö-

nigreich und Dänemark werden aufgrund ihrer vertraglich 

zugesicherten Sonderrechte nicht teilnehmen.  SH▐ 

►PM des Rates 113/17  

►PM des EP 

►Angenommener Kompromisstext 

Visa-Aussetzungsmechanismus in Kraft getreten 

Die VO zur Revision des Visa-Aussetzungsmechanismus ist 

am 28. März in Kraft getreten. Mit der Neuregelung wer-

den die Aussetzungsmöglichkeiten erheblich erweitert, 

Quelle: Wikipedia 
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indem die Aussetzung zum Regelfall wird. Vorgesehen ist 

nun auch die Möglichkeit einer Aussetzung im Fall einer 

Verschlechterung bei der Zusammenarbeit im Bereich der 

Rückübernahmen von Migranten oder einer erheblichen 

Erhöhung der Risiken für die öffentliche Ordnung oder die 

innere Sicherheit eines MS. Zudem wurden die Verfahren 

vereinfacht und beschleunigt. Der Aussetzungsmechanis-

mus soll nun durch einen MS oder die KOM ausgelöst wer-

den können. Vorgesehen ist, dass eine einfache Mehrheit 

der MS die KOM verpflichten kann, einen Durchführungs-

beschluss zu erlassen, mit dem Visabefreiungen für be-

stimmte Personengruppen eines bestimmten Drittstaates 

vorübergehend für neun Monate aufgehoben werden. 

Sofern die Umstände weiter fortbestehen, soll die KOM 

die Visabefreiungen für alle Staatsbürger dieses Drittstaa-

tes für weitere 18 Monate aussetzen. Weiter vorgesehen 

wird auch ein Überwachungsmechanismus, durch den 

gewährleistet werden soll, dass visabefreite Drittstaaten 

die Kriterien für die Visabefreiung kontinuierlich erfüllen. SH▐ 

►PM des Rates 87/17 

►VO (EU) 2017/371 

 Berichtsentwurf zur Reform des Dublin-Systems 

Die schwedische MdEP und Berichterstatterin Cecilia Wik-

ström (ALDE) hat am 9. März ihren Berichtsentwurf zum 

VO-Vorschlag der KOM für eine Reform des Dublin-

Systems (Dublin IV) im LIBE-Ausschuss des EP vorgestellt. Sie 

schlägt darin u. a. folgende Änderungen vor: 

□ Keine Überprüfung der Zulässigkeit des Asylantrags vor 

Bestimmung des zuständigen MS durch den Ersteinreise-

staat; 

□ Überstellung eines Antragstellers in den MS, in dem er 

nach eigener Aussage Familienangehörige hat;  

□ Möglichkeit von Ermessensentscheidungen der MS, sich 

für Antragsteller zuständig erklären zu können, für die sie 

eigentlich nicht zuständig sind; 

□ Möglichkeit von Gruppenregistrierungen und der Zuwei-

sung von Gruppen von bis zu 30 Asylsuchenden an ei-

nen MS anstelle von Einzelzuweisungen;  

□ Möglichkeit der Aussetzung des Fairnessmechanismus 

zu Lasten eines MS, der seinen Verpflichtungen im Hin-

blick auf den Schutz der EU-Außengrenzen und die Erst-

registrierung von Asylsuchenden nicht nachkommt; 

□ Absenkung des Schwellenwertes des Fairnessmecha-

nismus für eine Umverteilung von Asylsuchenden von 

150 % auf 100 %; 

□ Streichung der Möglichkeit für einen MS, einen Asylsu-

chenden gegen Zahlung von 250.000 € nicht aufzu-

nehmen; 

□ Verknüpfung der ordnungsmäßigen Beteiligung am 

Fairnessmechanismus mit der Gewährung von Mitteln 

aus dem Europäischen Struktur- und Investitionsfonds; 

□ Streichung der Regelung, dass unbegleitete minderjäh-

rige Asylsuchende grundsätzlich in den MS des Erstan-

trags zurücküberstellt werden; Benennung eines Vor-

munds innerhalb von fünf Tagen; verbesserte Prüfung 

des Kindeswohls und Einsatzes von bereichsübergrei-

fenden Teams bei Zuständigkeitsprüfungen; 

□ Umverteilung von Asylsuchenden auf der Grundlage 

des Fairnessmechanismus, die sich im MS der ersten Ein-

reise nicht registriert haben; 

□ Entwicklung von Informationsmaterial für Asylsuchende 

durch die Asylagentur der EU in Zusammenarbeit mit 

den Behörden der MS; 

□ Streichung der Verkürzung der Rechtsschutzmöglichkei-

ten. 

Die Reform des Dublin-Systems ist wesentlicher Bestandteil 

der von der KOM im Mai 2015 vorgestellten europäischen 

Migrationsagenda.  SH▐ 

►PM des EP 

►Berichtsentwurf 

 Keine Pflicht zur humanitären Visaerteilung 

Entgegen den Schlussanträgen von Generalanwalt 

Mengozzi hat der EuGH am 7. März in der Rechtssache C-

638/16 PPU entschieden, dass der Visakodex keine An-

wendung auf Anträge auf Erteilung humanitärer Visa fin-

de. Insoweit gelte nur das nationale Recht. 

Im hiesigen, dem Eilverfahren zugrunde liegenden Aus-

gangsverfahren wendet sich eine syrische Familie vor dem 

Rat für Ausländerstreitsachen in Belgien gegen die Ableh-

nung ihrer Visaanträge durch das belgische Ausländer-

amt. Sie beantragt die Aussetzung der Vollziehung der 

ablehnenden Entscheidung. Das Ehepaar hatte mit ihren 

drei kleinen Kindern im Oktober 2016 bei der belgischen 

Botschaft in Beirut/ Libanon Anträge auf die Erteilung von 

Visa mit räumlich beschränkter Gültigkeit nach dem EU-

Visakodex gestellt. Sie wollten nach Belgien einreisen, um 

dort einen Asylantrag stellen zu können. Das Ausländer-

amt lehnte die Anträge mit der Begründung ab, die Fami-

lie habe von vornherein beabsichtigt, sich länger als die 

mit einem derartigen Visum mögliche Zeitspanne von 90 

Tagen in Belgien aufzuhalten. Außerdem bestehe keine 

Verpflichtung, jede asylsuchende Person aus einem Dritt-

staat in das Hoheitsgebiet eines MS aufzunehmen. 

 

Der EuGH folgt der Argumentation des Ausländeramtes 

und stellt fest, dass ein Antrag auf ein Visum aus humanitä-

ren Gründen in der Absicht, sogleich nach der Ankunft in 

der EU in einem MS Asyl zu beantragen, nicht in den An-

wendungsbereich des Visakodex falle. Es werde kein Vi-

Quelle: Wikipedia 

mailto:saskia.hoermann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2017/02/27-revision-visa-waiver-suspension-mechanism/
http://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2017/02/27-revision-visa-waiver-suspension-mechanism/
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1489743537701&uri=CELEX:32017R0371
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1489743537701&uri=CELEX:32017R0371
mailto:saskia.hoermann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.europarl.europa.eu/news/de/news-room/20170306IPR65315/no-eu-solidarity-funds-for-member-states-refusing-asylum-seekers-says-lead-mep
http://www.europarl.europa.eu/news/de/news-room/20170306IPR65315/no-eu-solidarity-funds-for-member-states-refusing-asylum-seekers-says-lead-mep
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fNONSGML%2bCOMPARL%2bPE-599.751%2b02%2bDOC%2bPDF%2bV0%2f%2fDE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fNONSGML%2bCOMPARL%2bPE-599.751%2b02%2bDOC%2bPDF%2bV0%2f%2fDE
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sum für einen Kurzaufenthalt erstrebt, sondern ein anderer, 

vom Visakodex nicht erfasster Gegenstand in Form eines 

Aufenthaltstitels mit einer Gültigkeit von mehr als 90 Tagen. 

Die Voraussetzungen, unter denen die MS Drittstaatsan-

gehörigen aus humanitären Gründen Visa oder Aufent-

haltstitel für einen langfristigen Aufenthalt erteilten, seien 

bislang durch den Unionsgesetzgeber nicht festgelegt 

worden. Sie seien daher allein dem nationalen Recht zu 

entnehmen. Die Grundrechtecharta sei mangels Anwen-

dung des Unionsrechts nicht einschlägig.  SH▐ 

►PM des EuGH 24/17 

►Urteil des EuGH Rs. C-638/16 PPU 

Programm zur Stärkung der Zivilgesellschaft  

Das von der KOM am 15. März gestartete Förderpro-

gramm zur Stärkung der Zivilgesellschaft zur Bekämpfung 

terroristischer Propaganda im Internet hat ein anfängli-

ches Gesamtvolumen von 10 Mio. €. Es zielt darauf ab, 

zivilgesellschaftliche Akteure entsprechend zu schulen, zu 

beraten und finanziell zu unterstützen. Diese sollen die 

notwendigen Fertigkeiten und Kapazitäten erhalten, um 

wirksame, überzeugende und glaubwürdige Online-

Kampagnen gegen terroristische Propaganda zu lancie-

ren. In Deutschland werden Schulungsworkshops am 

31. August und am 13. September angeboten.  SH▐ 

►PM der KOM (EN) 

Konsultation zum Schutz von Whistleblowern 

Die KOM startete am 3. März eine öffentliche Konsultation 

zum Schutz von sog. Whistleblowern, also Hinweisgebern, 

die noch bis zum 29. Mai läuft. Mit dieser Konsultation 

möchte die KOM ein Meinungsbild über folgende Aspekte 

sammeln: welche Vor- und Nachteile der Schutz von 

Whistleblowern mit sich bringt, ob das gegenwärtige 

Schutzniveau ausreichend ist, ob Lücken bestehen sowie 

ob EU-weite einheitliche Mindestschutzstandards erforder-

lich sind. Zur Teilnahme an der Konsultation aufgerufen 

sind sämtliche Interessenvertreter. 

Die KOM untersucht gegenwärtig die Notwendigkeit 

weiterer horizontaler und sektoraler (nicht-)legislativer EU-

Maßnahmen zur Stärkung des Schutzes von Whistleblo-

wern vor Repressalien. Das Ergebnis der öffentlichen Kon-

sultation soll in diese Bewertung miteinfließen. 

Das EP hatte die KOM in einer nicht bindenden Ent-

schließung vom 14. Februar aufgefordert, einen Vorschlag 

für ein wirksames und umfassendes europäisches Whist-

leblower-Schutzsystem für Personen vorzulegen, die Hin-

weise auf die finanziellen Interessen der EU schädigende 

Ereignisse geben. Das EP fordert die MS ferner dazu auf, 

derartige Schutzsysteme im nationalen Recht vorzusehen.  

 SH▐ 

►KOM-Konsultation zum Schutz von Whistleblowern(EN) 

►Erste Folgenabschätzung der KOM 

►Entschließung des EP v. 14. Februar 

Forschung 
 

ERC feiert zehnjähriges Bestehen 

Am 21. März hat der Europäische Forschungsrat (ERC) sein 

zehnjähriges Bestehen mit einer wissenschaftlichen Konfe-

renz und Festveranstaltung in Brüssel begangen. Der ERC 

war 2007, hieran erinnerte Jerzy Buzek, Vorsitzender des für 

Wissenschaft zuständigen EP-Ausschusses, unter deutscher 

EU-Ratspräsidentschaft ins Leben gerufen worden. Seit-

dem hat der ERC sich international als „Marke“ für exzel-

lente interdisziplinäre Pionierforschung zwischen Grundla-

gen- und angewandter Forschung etabliert. Bislang sind 

rund 7.000 ERC-Preisträger mit ca. 12 Mrd. € aus den EU-

Rahmenprogrammen für Forschung und Innovation ge-

fördert worden, wovon mittelbar auch etwa 

50.000 Nachwuchswissenschaftler in den Projekten profi-

tiert haben. Sechs der vom ERC ausgewählten Forscher 

haben inzwischen Nobel-Preise gewonnen. ERC-Präsident 

Jean-Pierre Bourguignon warb für weitere stetige Mittel-

zuwächse, um eine Erfolgsquote von wenigstens 15 % 

gewährleisten zu können, während sie aktuell bei nur rund 

12 % liege.  

 

Forschungskommissar Carlos Moedas würdigte die Errun-

genschaften des ERC und betonte die Bedeutung der 

Wissenschaft für die Zukunft Europas, sowohl was die Lö-

sung gesellschaftlicher Herausforderungen wie Gesund-

heit und Klima als auch die Rückanbindung der EU an die 

Bürger betrifft. An die ERC-Preisträger appellierte er, ihre 

Arbeit noch stärker zu kommunizieren und die Öffentlich-

keit einzubeziehen. Als politisches Ziel formulierte der 

Kommissar, die Innovationsleistungen in der EU auf ein 

ebensolches Niveau wie die Forschungsleistungen bringen 

zu wollen, um einen größtmöglichen gesellschaftlichen 

Nutzen aus dem EU-Rahmenprogramm für F&I zu erzielen. 

Der ERC solle insofern eine Brücke zu dem geplanten Eu-

ropäischen Innovationsrat schlagen. Das gegenwärtige 

„Proof-of-concept“-Instrument, mit dem im Anschluss an 

Forschungsprojekte Machbarkeitsstudien gefördert wer-

den, zeige bereits Erfolge in diese Richtung.  

Mehr als 60 der ERC-Preisträger aus aller Welt, die mehr 

als 100 Mio. € an Fördermitteln auf sich vereinen, sind in 

den vergangenen zehn Jahren auch an Hochschulen und 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen in Hamburg 

Quelle: KOM 

mailto:saskia.hoermann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=188626&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=128702
mailto:saskia.hoermann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/networks/radicalisation_awareness_network/civil-society-empowerment-programme_en
mailto:saskia.hoermann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://ec.europa.eu/newsroom/just/item-detail.cfm?item_id=54254
http://ec.europa.eu/smart-regulation/roadmaps/docs/plan_2016_241_whistleblower_protection_en.pdf
http://ec.europa.eu/smart-regulation/roadmaps/docs/plan_2016_241_whistleblower_protection_en.pdf
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&language=EN&reference=P8-TA-2017-0022
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und Schleswig-Holstein tätig gewesen. Dies unterstreicht 

zum einen die wichtige Rolle der Grundlagenforschung, 

zum anderen die große Bedeutung der EU-

Rahmenprogramme für F&I auch für Norddeutschland. JF▐ 

►PM des ERC zum zehnjährigen Jubiläum (EN) 

►Rede von Forschungskommissar Moedas (EN) 

Gesundheit 
 

Europäische Referenznetzwerke gestartet 

Am 1. März gingen die ersten 24 Europäischen Referenz-

netzwerke (ERN) für seltene Krankheiten an den Start. Sie 

gehen zurück auf die 2014 in Kraft getretene Patienten-

mobilitäts-RL und waren im Frühjahr 2016 ausgeschrieben 

worden (→HansEUmschau 3+4/2016). Als selten gelten 

Krankheiten, an denen nicht mehr als fünf von 

10.000 Menschen leiden. Angesichts bis zu 8.000 solcher 

Krankheiten in der EU sind aber gleichwohl rund 

30 Mio. Unionsbürger von ihnen betroffen.  

Mit den ERN werden nunmehr Netzwerke geschaffen, in 

denen durchschnittlich rund 40 Gesundheitsdienstleister 

grenzüberschreitend miteinander kooperieren, um Fach-

wissen und Ressourcen zu bündeln. Hierdurch soll sich die 

Gesundheitsversorgung wie auch die Forschung verbes-

sern. Die Vernetzungsaktivitäten der Beteiligten können 

aus dem EU-Gesundheitsprogramm, Horizont 2020 oder 

der Connecting-Europe-Fazilität gefördert werden.  

Aus Hamburg sind fünf Einrichtungen des Universitätskli-

nikums Hamburg-Eppendorf (UKE) an ERN zu Leber-, Stoff-

wechsel-, Nieren-, Gefäß- und Tumorerkrankungen betei-

ligt.     JF▐ 

►PM der KOM-Vertretung Deutschland zum ERN-Start  

►KOM-Seite mit umfassenden Informationen zu den ERN 

Verbraucherschutz 
 

EU-Frühwarnsystem für gefährliche Produkte 

Der KOM-Jahresbericht 2016 zum Frühwarnsystem für ge-

fährliche Produkte („Rapid Alert System for Dangerous 

Products”, „RAPEX“) verzeichnet insgesamt 2.044 Meldun-

gen über Produkte, die eine Gefahr für die Gesundheit 

oder die Sicherheit von Verbrauchern darstellten. Dies 

entspricht etwa dem Wert von 2015.  

„RAPEX“, dem die 28 EU-MS sowie Island, Liechtenstein 

und Norwegen angehören, wurde 2003 eingerichtet. Es 

umfasst ein Netzwerk der 31 nationalen Verbraucher-

schutzbehörden sowie der KOM. Im Bereich der Lebens-

mittelsicherheit gibt es mit dem „Rapid Alert System for 

Food and Feed“ („RASFF“) einen vergleichbaren Mecha-

nismus.  

Gesteigert werden konnte die Zahl der Folgemaßnah-

men nationaler Behörden, nämlich von 2.745 im Jahr 2015 

auf 3.824 im Jahr 2016. Solcherlei Maßnahmen können ein 

Verkaufsverbot, eine Rücknahme, ein Rückruf oder eine 

Einfuhrverweigerung sein. Sie sind Indiz für eine effektive 

europäische Zusammenarbeit und damit ein hohes 

Schutzniveau für die Verbraucher. 

Mit einer Anzahl von 319 wurden die meisten gefährli-

chen Produkte in Deutschland gemeldet; allerdings hat 

Deutschland auch den größten Markt. Die am häufigsten 

gemeldeten Produktkategorien waren Spielzeug mit 26 %, 

motorisierte Fahrzeuge mit 18 %, Kleidung und Textilien mit 

13 % und Elektrogeräte und Zubehör mit 8 %. Bei den Risi-

ken wurden mit 25 % am häufigsten Verletzungsrisiken 

gemeldet, gefolgt von chemischen Risiken mit 23 %, Er-

stickungsrisiken mit 13 % und Risiken elektrischer Schocks 

mit 11 %. 

China ist weiterhin das 

Land, aus dem mit 

nunmehr 53 % die meis-

ten gefährlichen Pro-

dukte stammen, zu-

gleich aber auch der 

größte Exporteur. Zu-

dem war hier im Ver-

gleich zu 2015 ein 

Rückgang von 9 % zu verzeichnen. Die für Verbraucher-

schutz zuständige Kommissarin Věra Jourová führte dies 

auf die intensivierte Zusammenarbeit zwischen der EU und 

China im Bereich der Produktsicherheit zurück.  

244 der als gefährlich gemeldeten Produkte wurden 

über Online-Plattformen erworben, was von der zuneh-

menden Bedeutung dieses Vertriebswegs zeugt. Deshalb 

strebt die KOM an, hierzu Leitlinien zu entwickeln, um die 

nationalen Behörden und Unternehmen zu unterstützen. 

Außerdem arbeitet die KOM verstärkt mit Online-

Plattformen zusammen, um für eine rasche Entfernung 

gefährlicher und unsicherer Produkte zu sorgen.  

Der Fokus der Arbeit im laufenden Jahr liegt auf einem 

verstärkten Informationsaustausch über soziale Medien. 

 Steffen Rothe /JF▐ 

►PM der KOM IP/17/602 

►KOM-Seite zu RAPEX (EN) 

Bildung 
 

Erasmus+: Öffentliche Konsultation 

Am 28. Februar eröffnete die KOM eine öffentliche Konsul-

tation zur Halbzeitbewertung des Erasmus+-Programms. 

Die KOM bittet hierbei insb. um Stellungnahmen zur Funkti-

onsfähigkeit und Relevanz von Erasmus+ und den im Zeit-

raum 2007 bis 2013 durchgeführten Vorläuferprogrammen, 

wie z. B. Lifelong Learning, Youth in Action, Erasmus Mun-

dus, sowie zur Effizienz ihrer Umsetzung. Gefragt wird in der 

Konsultation auch nach Anregungen für mögliche Ände-

rungen bzw. die Neugestaltung eines Nachfolgepro-

gramms. Die gewonnenen Erkenntnisse sollen in die Halb-

zeitbewertung des Erasmus-+-Programms miteinfließen.  

Erasmus+ verfügt im Programmzeitraum 2014 – 2020 

über ein Gesamtbudget von rund 14,8 Mrd. €. In den ver-

gangenen 30 Jahren haben rund 9 Mio. Menschen an 

Erasmus+ bzw. der Vorgängerversion teilgenommen, da-

runter 1,3 Mio. aus Deutschland. Ausweislich des Jahresbe-

Quelle: KOM 

mailto:joerg.foeh@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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richts 2015 konnten 678.000 Personen 2015 mit Hilfe von 

Erasmus+ im Ausland studieren, sich fortbilden, arbeiten 

oder einen Freiwilligendienst absolvieren. Es wurden 

2,1 Mrd. € in über 19.600 Projekte investiert, an denen sich 

69.000 Organisationen beteiligt haben. Bis 2020 sollen über 

4 Mio. Personen die Möglichkeit erhalten, Erfahrungen im 

Ausland zu sammeln. 

Das EP hatte in seiner am 2. Februar angenommenen 

Entschließung zur Durchführung des Erasmus+-Programms 

(497/39/60) u. a. folgende Verbesserungsvorschläge ge-

macht: eine Erhöhung der Finanzmittel, eine Vereinfa-

chung des Bewerbungsverfahrens, eine stärkere Sichtbar-

keit aller Einzelbereiche von Erasmus+, Informationskam-

pagnen und Öffentlichkeitsarbeit für die Möglichkeit be-

reichsübergreifender Projekte, eine Verbesserung des 

Programmleitfadens sowie spezifische Informationsbro-

schüren zu jeder einzelnen Leitaktion.  

An der Konsultation kann noch bis zum 31. Mai teilge-

nommen werden. SH▐ 

 ►KOM-Konsultation zu Erasmus+ 

►Jahresbericht 2015 (EN) 

►Entschließung des EP v. 2. Februar 

Verkehr 
 

Grenzkontrollen schaden Transportwirtschaft 

Am 28. Februar hat sich der EP-Verkehrsausschuss (TRAN) 

im Rahmen einer Anhörung mit den wirtschaftlichen Fol-

gen der verstärkten Grenzkontrollen im Schengen-Raum 

beschäftigt. Experten und Vertreter der betroffenen Wirt-

schaftssektoren haben dabei die aus ihrer Sicht eindeutig 

negativen Folgen für die Wirtschaft erläutert. 

 

Vor dem Hintergrund der verstärkten Migration haben 

einige MS in Umfang und Zeitraum limitierte Grenzkontrol-

len eingeführt. Nach Ansicht der KOM haben diese zwar 

die Freizügigkeit im Binnenraum nicht beeinträchtigt, aber 

dennoch wirtschaftliche Kosten verursacht. Deshalb war-

nen die KOM-Vertreter der Generaldirektion Verkehr vor 

einer generellen Einführung von Grenzkontrollen an den 

Binnengrenzen im Schengen-Raum. Dies würde direkte 

und indirekte Mehrkosten für die EU-Wirtschaft verursa-

chen. Die direkten Kosten solcher genereller Kontrollen 

würden sich auf rund 18 Mrd. € jährlich belaufen, davon 

entfielen 7,5 Mrd. € auf den Güterbahnverkehr, 5,2 Mrd. € 

auf den Güterstraßenverkehr und 5,8 Mrd. € auf die Ver-

waltungskosten der MS. Die indirekten Kosten seien hinge-

gen weniger leicht zu beziffern. Die KOM nimmt an, dass 

sich die kumulierten negativen Auswirkungen im EWR auf 

bis zu 0,5 %des BIP jährlich belaufen könnten. Nach Schät-

zungen der Organisation France Stratégie würde der 

Handel zwischen den Schengen-Ländern bei der generel-

len Einführung von internen Grenzkontrollen um circa 10 % 

zurückgehen, was das BIP im Schengen-Raum bis 2025 um 

circa 0,8 % reduzieren würde.  

Die von den Teilnehmern diskutierten Lösungsansätze 

reichten von effektiveren Außengrenzkontrollen und der 

Forderung nach einem grundsätzlichen Verbot von Kon-

trollen an den Binnengrenzen bis hin zu praktischen Vor-

schlägen wie der Schaffung von Parkmöglichkeiten für 

wartende LKW. SR/JR▐ 

►Präsentationen der Anhörung 

Am Rande… 
  

ArtBrussels vom 21. bis 23. April  

 

Vom 21. bis zum 23. April findet in Brüssel zum 35. Mal die 

Kunstmesse ArtBrussels statt. Während in den Vorgänger-

jahren die Messe stets in den Messehallen beim weltbe-

rühmten Atomium stattfand, wird die ArtBrussels diesmal 

auf dem Gelände Tour&Taxis zu sehen sein.  

Seit 1968 wird die ArtBrussels in der belgischen Haupt-

stadt organisiert. Sie gilt als eine der ältesten und renom-

miertesten Messen für zeitgenössische Kunst Europas.  

Die Art Brussels dient ca. 2.000 Künstlern aus der ganzen 

Welt als Plattform, um sich mit Kunstliebhabern, Galleristen 

und Sammlern auszutauschen. Zum diesjährigen 35. Mes-

sejubiläum werden rund 25.000 Besucher erwartet. 

145 ausgewählte Galerien werden von einer Jury, be-

stehend aus internationalen Kunstexperten, in die Katego-

rien Prime, Rediscovery und Discovery unterteilt. 

Die Prime-Galerien konzentrieren sich vor allem auf be-

kannte, bereits in der Kunstszene etablierte Künstler. Die 

Sektion Rediscovery ist der Kunst von 1917 bis 1987 von 

unterschätzten, vergessenen oder verkannten, manchmal 

bereits verstorbenen Künstlern gewidmet. 

Demgegenüber werden in der Discovery-Kategorie 

30 Galerien präsentiert, die sich darauf spezialisiert haben, 

gezielt junge, weniger bekannte Nachwuchskünstler zu 

Quelle: KOM 

mailto:saskia.hoermann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://ec.europa.eu/programmes/erasmus-plus/resources/consultations/erasmus-plus-mid-term-evaluation-2017_de
https://ec.europa.eu/programmes/erasmus-plus/sites/erasmusplus/files/erasmus-plus-annual-report-2015.pdf
https://ec.europa.eu/programmes/erasmus-plus/sites/erasmusplus/files/erasmus-plus-annual-report-2015.pdf
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2017-0018+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE
mailto:verkehr@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.europarl.europa.eu/committees/en/tran/events-hearings.html?id=20170209CHE0086
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fördern. In dieser Kategorie vertreten ist in diesem Jahr 

auch die Galerie Conradi aus Hamburg, die seit Novem-

ber 2016 eine Dependance in einem alten Druckereige-

bäude in der Nähe des Brüsseler Justizpalastes unterhält.  

Wie bei der weltgrößten Kunstmesse, der ArtBasel, hat 

sich in Brüssel inzwischen auch eine Off-Messe etabliert, so 

dass die Kunstszene nicht nur auf dem alten Lagergelän-

de von Tour&Taxis, sondern in der ganzen Stadt vibriert. So 

finden über die ganze Stadt verteilt unzählige Kunstveran-

staltungen statt.  LT▐ 

►Art Brussels 

►OFFCourseArtFair 

►Galerie Conradi 

Veranstaltungen 
 

Wie minderjährige Migranten besser schützen? 

Auf Einladung von Staatsrat Jan Pörksen, Behörde 

für Arbeit, Soziales, Familie und Integration der Freien und 

Hansestadt Hamburg, sowie des Hanse-Office wurde am 

16. Februar in Brüssel über eine Verbesserung der Bedin-

gungen für in der EU ankommende minderjährige Migran-

ten diskutiert. Vertreter der EU-Institutionen und MS, inter-

nationaler Organisationen sowie Experten der Zivilgesell-

schaft nahmen an der Veranstaltung teil. 

 
Staatsrat Jan Pörksen 

Nach einer kurzen Einführung in das Thema durch Staats-

rat Pörksen legte Andrea Vonkeman, UNHCR-Büro für Eu-

ropa, dar, welche Anforderungen der internationale und 

europäische Rechtsrahmen an die Aufnahme, den Schutz 

und die Integration von minderjährigen Migranten stellt. 

Anschließend schilderte Verena Knaus, Senior Policy Advi-

sor beim UNICEF-Büro in Brüssel, eindringlich die tatsächli-

che Situation der minderjährigen Migranten in Griechen-

land und Italien. Beispielsweise hätten von den rund 

15.000 minderjährigen Migranten im schulpflichtigen Alter 

in Griechenland nur rund 1.000 Zugang zum Schulunter-

richt. Insgesamt befänden sich über 230.000 irreguläre 

minderjährige Migranten in der EU. Insb. in Griechenland 

werde ihnen der Schutz, auf den sie rechtlich einen An-

spruch hätten, oft nicht gewährt. Griechenland verfüge 

nicht einmal über ein funktionierendes Vormundschaftssys-

tem für unbegleitete Minderjährige. 

Die Städte Hamburg, Göteborg und Wien stellten an-

schließend von ihnen praktizierte, bewährte Praktiken im 

Hinblick auf die Aufnahme, den Schutz und die Integration 

von minderjährigen Migranten dar. Diesen Teil der Veran-

staltung einleitend legte Herr Alfonso Montero, Politikdirek-

tor beim European Social Network, die Herausforderungen 

dar, denen sich Städte und Regionen angesichts der gro-

ßen Anzahl an ankommenden minderjährigen Migranten 

gegenüber sahen und teilweise noch sehen. Staatsrat 

Pörksen verwies in seinem Vortrag insb. auf die Bemühun-

gen Hamburgs, kinderfreundliche Unterkünfte bereits von 

der Erstaufnahme an zu schaffen und die Interessen eines 

jeden Kindes bei sämtlichen zu ergreifenden Maßnahmen 

zu wahren. 

Maria Zuber, Politikreferentin der GD HOME, informierte 

darüber, was die KOM unternimmt, um minderjährige 

Migranten zu unterstützen. Im Hinblick auf das weitere 

Vorgehen bestehe Einigkeit darüber, dass ein umfassen-

der Ansatz benötigt werde. Minderjährige Migranten 

müssten zu jedem Zeitpunkt ihrer Reise in und außerhalb 

der EU, ihres Aufenthalts in der EU und im Fall einer even-

tuellen Rückreise geschützt werden und sämtliche Maß-

nahmen müssten im Interesse des Kindes getroffen wer-

den. Dieser Ansatz müsse auch bei der Reform des Ge-

meinsamen Europäischen Asylsystems berücksichtigt wer-

den. 

In der abschließenden Diskussion bestand darüber Ei-

nigkeit, dass Leitgedanke stets sein müsse, dass ein Kind 

ein Kind sei und als solches behandelt werden müsse, 

unabhängig davon, woher es komme. Das Kindeswohl 

müsse jegliches Handeln leiten und es müsse von Experten 

bestimmt werden. Eine Inhaftierung von Kindern müsse 

verboten werden. Das Verfahren zur Altersbestimmung 

von minderjährigen Migranten müsse verbessert und ver-

einheitlicht werden. Die Erstaufnahme müsse in kindge-

rechten, kleineren Unterkünften erfolgen. Es sollte zügig 

eine medizinische und psychologische Untersuchung des 

Kindes erfolgen und entsprechende Behandlung sollten 

zur Verfügung gestellt werden. Minderjährigen Migranten 

müsse nicht nur lang-, sondern auch kurzfristig eine Per-

spektive gegeben werden. Sie müssten so schnell wie 

möglich Zugang zu Bildung bzw. Ausbildung sowie zu sozi-

alen Diensten, insb. Gesundheitsdiensten, erhalten. Es 

müsse eine Firewall zwischen diesen Diensten und der 

Einwanderungskontrollbehörde bestehen. Den Minderjäh-

rigen müsse vermittelt werden, dass sie erwünscht seien. 

Im Fall der Notwendigkeit einer Rückkehr in ihr Herkunfts-

land müssten sie in Zusammenarbeit mit diesem darauf 

vorbereitet werden. Es bedürfe umfassender, bereichs-

übergreifender Zusammenarbeit aller involvierten Akteure. 

Minderjährige müssten besser über ihre Rechte und Pflich-

ten informiert werden, insb. auch über das Asylverfahren 

und die Möglichkeiten der Familienzusammenführung. 

Auch Sozialarbeiter sollten Kenntnisse über das Asylverfah-

ren haben. Die Zusammenarbeit in grenzüberschreitenden 

Fällen müsse verbessert werden. Das System der Telefon-

hotlines für Kinder sollte ausgebaut werden. Es bedürfe 

einer stärkeren Zusammenarbeit und Aufgabenteilung 

mailto:lucie.terren@hanse-office.de
http://www.artbrussels.com/
http://www.offcourseartfair.com/
http://www.galerie-conradi.de/
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zwischen staatlichen Behörden und zivilgesellschaftlichen 

Akteuren. Im Fall des Eintritts der Volljährigkeit eines Mig-

ranten müssten Übergangslösungen geschaffen werden. 

Die KOM beabsichtigt, am 12. April eine Mitteilung zum 

Schutz von Kindern in Migration vorzulegen. SH▐ 

►Terminkalender 

Wie Hassreden im Internet bekämpfen? 

Die Bekämpfung von Hassreden im Internet - Welchen 

Verpflichtungen sollen Videosharing-Plattformen und sozi-

ale Netzwerke zukünftig unter der RL zur Koordinierung 

bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der MS 

über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste 

(AVMD-RL-Vorschlag) unterliegen? Diese Frage wurde auf 

Einladung des Chefs der Staatskanzlei des Landes Schles-

wig-Holstein, Staatssekretär Thomas Losse-Müller und des 

Hanse-Office am 2. März im Hanse-Office diskutiert. Vertre-

ter der KOM, des EP und einiger MS sowie Experten und 

Interessenvertreter der Zivilgesellschaft nahmen an der 

Veranstaltung teil. 

 
V.l.n.r.: T. Myrup Kristensen, K. Stump, A. Ritzmann, D. Ibsen, T. Losse-Müller 

Einleitend wies Staatssekretär Losse-Müller auf die komple-

xen Fragestellungen und Interessenkonflikte hin, die mit 

der Thematik einhergingen. Alle MS hätten Regeln und 

Regulierungen für traditionelle Mediendienste im Hinblick 

darauf, welche Inhalte erlaubt seien und wie dargeboten 

werden dürften. Es stelle sich nun die Frage, ob und in-

wieweit diese Regeln auf die digitale Welt übertragen 

werden sollten. Ausgangspunkt müsse sein, dass nicht 

mehr zwischen linearen und nicht-linearen Medien oder 

verschiedenen Arten von Inhalten unterschieden werde. 

Sofern eine Regulierung gewollt sei, müsse diese in demo-

kratisch legitimierter Weise durch staatliche Organe erfol-

gen. Die gegenwärtige Lage führe dazu, dass der Staat 

sich einer Regulierung enthalte, jedoch politischen Druck 

auf die Plattformen erzeuge, so dass diese letztlich Selbst-

regulierung betrieben. Damit würde die im Wesentlichen 

politische und demokratische Beurteilung, welche Inhalte 

erlaubt seien und welche nicht, an private Unternehmen 

ausgelagert. Regulierungsbehörden dürften sich jedoch 

einer Regulierung von Online-Plattformen nicht deshalb 

enthalten, weil eine solche ihnen zu komplex erscheine. Es 

müssten neue Instrumente entwickelt werden und dabei 

müsse vorsichtig, kreativ und verhältnismäßig vorgegan-

gen werden, um jeglichen Schaden auszuschließen. Es 

gelte zunächst die ex post-Kontrolle zu verbessern, bevor 

über ex ante-Ansätze nachgedacht werden könne.  

Anschließend veranschaulichte Alexander Ritzmann, 

Executive Chairman der European Foundation for De-

mocracy, das Ausmaß von Hassreden und extremistischer 

Propaganda im Internet. Medienplattformen seien heutzu-

tage erweiterte Propagandakanäle für terroristische Or-

ganisationen. Da sie Kenntnis davon hätten, seien sie für 

die Weiterverbreitung derartiger Inhalte mitverantwortlich. 

Sie würden auf freiwilliger Basis jedoch nicht genug dage-

gen unternehmen, obwohl sie die entsprechenden Mittel 

hierzu hätten. David Ibsen, Geschäftsführer des Counter 

Extremism Project, untermauerte diese Aussage mit der 

Vorstellung einer Software, die ein erneutes Hochladen 

eines einmal als illegal identifizierten Inhalts seines digita-

len Fingerabdrucks verhindert, die jedoch bislang von 

Online-Plattformen nicht genutzt wird. 

Thomas Myrup Kristensen, Leiter des Facebook-Büros in 

Brüssel, erläuterte die Maßnahmen, die bislang von seinem 

Unternehmen zur Bekämpfung von Hassreden ergriffen 

werden. Auf Nachfrage konnte er jedoch die Bemühun-

gen nicht mit Zahlen untermauern.  

Krisztina Stump, stellvertretende Leiterin der Abteilung 

Medienpolitik, GD CNECT, sowie Irene Roche-Laguna, 

Rechts- und Politikreferentin, Abteilung digitaler Binnen-

markt, GD CNECT, präsentierten den Lösungsansatz der 

KOM unter dem AVMD-RL-Vorschlag. Diesem zufolge soll 

das bereits in der e-Commerce-RL angelegte „notice-

and-take-down“-Verfahren allein für Videosharing-Plattfor-

men konkretisiert und im Wege der Koregulierung besser 

durchsetzbar gemacht werden. Dieser Ansatz wurde auch 

von der Co-Berichterstatterin, MdEP Sabine Verheyen, die 

die Sicht des EP darlegte, grundsätzlich begrüßt. Sie votier-

te jedoch für eine erweiterte Definition von Videosharing-

Plattformen, die auch soziale Netzwerke teilweise mitum-

fassen würde. 

Abschließend äußerten sich Vertreter einiger MS. Hier-

bei zeigte sich, dass Frankreich, Österreich und Spanien 

gewillt sind, über den Vorschlag der KOM hinauszugehen, 

während Irland und Schweden bereits die Einbeziehung 

von Videosharing-Plattformen in den Anwendungsbereich 

des AVMD-RL-Vorschlags zu weit geht. Deutschland hat 

seine Verhandlungsposition in dieser Frage bislang noch 

nicht festgelegt. Kristian Klaus/SH▐ 

►Terminkalender 

GAP 2021 

Am 9. März luden Dr. Robert Habeck, Minister für Energie-

wende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des 

Landes Schleswig-Holstein, und das Hanse-Office zu einer 

Podiumsdiskussion ein zum Thema „Öffentliche Gelder für 

Öffentliche Leistungen – Ein Vorschlag für die Gemeinsa-

me Agrarpolitik nach 2020“.  

Nach einer Begrüßung und Einführung in das Thema 

durch Minister Dr. Robert Habeck präsentierte Dr. Hans-

Georg Starck von der Projektgruppe „GAP 2021“ das Ar-

beitspapier des Kieler Landwirtschaftsministeriums zur GAP 

nach 2020. 

mailto:saskia.hoermann@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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Anschließend wurde die Gemeinwohlprämie zur Honorie-

rung von Umweltleistungen durch Sönke Beckmann vom 

Deutschen Verband für Landschaftspflege vorgestellt. 

 
v.l.n.r.: Dr. Schlüter, T. Robijns, Dr. Habeck, C. Canenbley, M. Häusling, N. Lins 

Auf dem Podium diskutierten Christiane Canenbley von 

der GD AGRI, MdEP Martin Häusling (Greens/EFA/ DEU), 

MdEP Norbert Lins (EVP/ DEU), Trees Robijns von Birdlife, 

und Dr. Simon Schlüter vom Deutschen Bauernverband 

über die Frage, ob ein neuer Förderansatz notwendig sei 

und wie dieser umgesetzt werden könne.  LT 

►Terminkalender 

Europäisches Hansemuseum zu Gast im Hanse-

Office 

Auf Einladung der Ministerin für Justiz, Kultur und Europa 

des Landes Schleswig-Holstein, Anke Spoorendonk, war 

das Europäische Hansemuseum Lübeck am 29. März zu 

Gast im Hanse-Office.  

 
V.l.n.r.: T. Augustin, U. Rodust, A. Spoorendonk, Dr. Sternfeld 

Nach einer Begrüßungsrede der Ministerin Anke Spooren-

donk stellte Dr. Felicia Sternfeld, die geschäftsführende 

Direktorin, das im Mai 2015 durch Bundeskanzlerin Dr. An-

gela Merkel eröffnete Europäische Hansemuseum vor: 

Es ist das bedeutendste Museum zur Geschichte der 

Hanse und darüber hinaus eines der weltweit größten 

wirtschaftsgeschichtlichen Museen. In dem Museum wird 

die facettenreiche Entwicklung des Kaufmannsbundes zu 

einer nordeuropäischen Großmacht mit einem Netz von 

über 200 Partnerstädten gezeigt.  LT▐ 

 ►Europäisches Hansemuseum 

 ►Terminkalender 

Service 

Für Rückfragen steht Ihnen das Hanse-Office gerne zur 

Verfügung - telefonisch über das Sekretariat unter Tel. 

+32 2 28546-40 oder unter Tel. +49 40 42609-40 (aus D), per 

E-Mail info@hanse-office.de oder per Fax +32 2 28546-57. 
 

Redaktionsteam: 

Christoph Frank, Lucie Terren 
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lichkeitsarbeit der Landesregierung Schleswig-Holstein und 

des Senats der Freien und Hansestadt Hamburg heraus-

gegeben. Er darf weder von Parteien noch Personen, die 

Wahlwerbung oder Wahlhilfe betreiben, im Wahlkampf 

zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Auch 

ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf 

dieser Newsletter nicht in einer Weise verwendet werden, 

die als Parteinahme der Landesregierung oder des Senats 

zugunsten einzelner Gruppen verstanden werden könnte. 

 Brüssel, den 31.03.2017 

  


